Haushaltsrede der SPD-Fraktion Löhne zum Haushalt 2011, gehalten durch den Fraktionsvorsitzenden Wolfgang Böhm 

am 30.3.2011

- Es gilt das gesprochene Wort. -

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren!

Meine Rede habe ich im letzten Jahr so begonnen: Wohl selten hat es einem Mitglied des Rates so wenig Freude gemacht, über den aktuellen Haushalt zu sprechen. Selten hat es im Vorfeld Entscheidungspakete gegeben, die vom Rat so gut wie gar nicht zu beeinflussen sind. Dieser Satz trifft mehr denn je zu und wird Leitlinie meiner Haushaltsrede sein. 

Mein Dank gilt dem Kämmerer Bernd Poggemöller mit seinen Mitarbeitern in der Kämmerei, die einmal mehr eine schwierige Arbeit  zu erbringen hatten und mit  der Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes sicher wenig Freude verbreiten. Wir sind im Nothaushalt und das eröffnet nur wenige positive Aspekte.

Allgemeiner Rückblick

Den Kommunen steht das Wasser bis zum Hals. Sie stecken in der "Vergeblichkeitsfalle", wie Bernd Hüwel in „RP online“ es einmal nannte, die allen Sparanstrengungen zum Trotz keinerlei Aussicht auf Besserung der Finanzlage zulässt.

„Die Zitrone ist ausgelutscht“, erklärte Michael Wiese, Landesfachbereichsleiter Gemeinden bei ver.di NRW. Die Autoren der Studie „Entwicklung und Perspektiven der Kommunalfinanzen in NRW“ , vorgestellt auf einer kommunalpolitischen Konferenz am 6. Dezember , hätten deutlich gemacht, dass die Probleme der Kommunen wesentlich auf der Einnahmeseite lägen. Die Studie belege, dass die NRW-Kommunen nicht über ihre Verhältnisse gelebt haben und mit Geld umgehen könnten, erklärte Wiese. Zu den „erheblichen und dauerhaften Einnahmeausfällen“ hätten die Steuerreformen der vergangenen Jahre geführt. 

Allein in NRW stehen mehr als 130 Kommunen unter Not-Haushaltsrecht. Hauptkostentreiber ist der Sozialstaat. 

„Viele deutsche Kommunen leiden. In diesem Jahr erwartet der Deutsche Städte- und Gemeindebund (DStGB) ein Rekorddefizit von elf Milliarden Euro. Der DStGB vertritt zwar nur die kleinen Städte und Gemeinden, das Problem gilt aber für alle Kommunen in Deutschland. "Der wirtschaftliche Aufschwung kommt in den Kassen der Kommunen nicht an", klagt der Präsident der Kommunalvereinigung, Roland Schäfer. Die Gemeinden seien chronisch unterfinanziert und wegen der steigenden Sozialkosten am Rande ihrer Leistungsfähigkeit. Sein Urteil ist alarmierend: "Das Vertrauen der Bürger in die lokale Demokratie ist in Gefahr."

Wie dramatisch die Situation in den Gemeinden ist, lässt sich am rapiden Anstieg der kommunalen Kassenkredite ablesen. Kontinuierlich wachsende Sozialausgaben und sinkende Steuereinnahmen im vergangenen Jahr haben viele Gemeinden in Haushaltsnotlagen gebracht. Hauptkostentreiber sind nicht Schwimmbäder und Bibliotheken, sondern die explodierenden Sozialausgaben. "Allein diese Ausgaben belasten die kommunalen Haushalte 2010 mit über 41 Milliarden Euro", sagte Schäfer. Mittlerweile sind die deutschen Städte mit 38 Milliarden Euro verschuldet.

Nächstes Jahr droht sich die Lage der Kommunen weiter zu verschlechtern. Grund sind die neuen Eigenkapitalvorschriften Basel III, die  - Experten zufolge - auch die Kreditvergabe der Pfandbriefbanken an Kommunen erheblich erschweren werden. ...

Doch wichtiger als ein niedriger Zinssatz ist für die Kommunen eine Entlastung bei den Sozialausgaben. Der  Ausbau des Wohlfahrtsstaates bedeutet in der späteren Umsetzung als Faustregel: Was der Bundestag in Berlin beschließt, muss der Kämmerer in Bochum bezahlen.

So steht es im Handelsblatt vom 29.12.2010, sicher eine unverdächtige Quelle.

So kommt man schon auf die Idee, eine „bad bank“ zu gründen, Schulden hinein und einen Neuanfang schaffen. Was unser Kapitalismus ermöglicht, es ist ja mittlerweile kein Schimpfwort mehr sondern die Beschreibung eines Ist-Zustandes, kommt natürlich für unsere Kommunen, also auch für Löhne, nicht in Frage. Es wäre aber ein Schritt aus der offensichtlichen Perspektivlosigkeit.

Die Situation in Löhne

Die allgemeine Lage der Kommunen lässt sich auch auf Löhne herunterbrechen, der Kämmerer hat bei seiner Haushaltseinbringung kein Blatt vor den Mund genommen. Das Grundgerüst lässt sich leider erweitern, denn fehlende Gewerbeflächen lassen zunehmend Wünsche von Firmen nach großen, zusammenhängenden Flächen ins Leere laufen. So wird die Stadt Löhne zu ihrem bisherigen Einnahmeproblem bei Verlusten potenter Gewerbesteuerzahler dies verschärft serviert bekommen. Und dies geschieht machtlos, weil in umliegenden Kommunen gerade so eine gewünschte Fläche noch da ist. Doch auch hier laufen die Flächen voll, wie in einer eindrucksvollen Presserecherche für den Kreis Herford in der NW vom 15.12. 2010 nachzulesen war: „Wenig Raum für neue Betriebe“.  Perspektivplanung für Unternehmen gestaltet sich für die Kommunen, wie auch Löhne, zu einem Drama. Die Entwicklungspläne lassen ständig neue Gewerbegebiete nicht zu, es gilt, vorhandene Flächen gut zu nutzen und zudem die Stadt Löhne attraktiv darzustellen, aber es gilt auch, ggf. Flächen aufzugeben, um neu ausweisen zu können. 

Eine Legislaturperiode Sprachlosigkeit hat da tiefe Spuren hinterlassen. Es ist mühsam, wieder Vertrauen z u gewinnen. Das gelingt, ja es muss gelingen, denn das Sichern von Arbeitsplätzen bedeutet Sicherung von Einnahmen. 

Doch Attraktivität von Standorten hängt mit vielen Faktoren zusammen, hängt auch damit zusammen, dass Mitarbeiter den Standort Löhne positiv finden. Und wieder haben wir hier die häufig unterschätzten „weichen Standortfaktoren“. Was ist mit Schulen, Kultur, Einkauf, Freizeitgestaltung?

Noch sind wir hier auf einem guten Wege, können dem Bürger, gewollt, einiges bieten.

Ausgaben und Einnahmen

Die Ausgaben in der Stadt Löhne mit all ihren Facetten hat der Kämmerer beeindruckend dargelegt, es fällt schwer, hier noch zu erkennen, wo der Rotstift weiter angesetzt werden kann.

Im finanziellen Vergleich von 40 Kommunen zwischen 20 000 und 60 000 Einwohnern steht die Stadt Löhne im Einklang mit den Vergleichskommunen. Es gibt aber, wie man an den Vergleichskennzahlen feststellen kann, auch Unterschiede und gute Möglichkeiten, das eigene Potential zu überprüfen.   Zwar wird man das allerdings wohl nicht ausgerechnet am Feuerwehrwesen festmachen, aber Löhne soll sich hier der Diskussion stellen. Das sieht die SPD sehr deutlich.

Letztlich ist momentan der Weg, den das Haushaltssicherungskonzept aufzeichnet, der einzig gangbare, um noch in einen ausgeglichenen Haushalt zu kommen. 2011 sind es hier überwiegend Ertragsverbesserungen, doch im Zeitraum bis 2014 sieht das HSK ein Potential von 59 % auf der Aufwandseite vor, ein Vorgang, der die Billigung der SPD Fraktion findet.

In der Einnahmenseite wirken sich einige Posten fatal aus. Die Rückzahlung an den Kreis nach der Neuberechnung des Wohngeldes wurde nicht an die Kommunen ausgeschüttet, so wie es sich nach Meinung der SPD eigentlich gehört hätte.  So ist es beim Kreis geblieben, einzig der Einfluss auf die Kreisumlage ist hier positiv hervorzuheben.

Kommen wir zu den Schlüsselzuweisungen. Die Landesregierung hat  erstmals die Datenbasis an die soziale Realität von Hartz IV angepasst. Bislang wurden die Fallzahlen aus der Sozialhilfestatistik von 1999 zu Grunde gelegt. Nachdem Schwarz-Gelb die Aktualisierung 2008 auf die lange Bank geschoben hatte, wird nun mit drei Jahren Verzögerung die Datenbasis aktualisiert, auch weil beispielsweise der Kreis Recklinghausen mit seinen 10 Kommunen Klage eingereicht hat.  An dieser Stelle folgt die Landesregierung den Forderungen des Städtetags NRW und gibt immerhin 323 Millionen € mehr aus als im GFG 2010. Das GfG hat damit das zweithöchste Volumen aller Zeiten.

Gleichzeitig hatte der Städte- und Gemeindebund NRW, also die Interessenvertretung der Umlandkommunen die soziale Neuverteilung kritisiert, weil die kleinen Kommunen in der Regel weniger Schlüsselzuweisungen bekommen würden. Und genau das ist in Löhne in Höhe von 1,4 Millionen Euro eingetreten. Dabei steht die zweite Phase im kommenden Jahr noch aus. Wir wehren uns nicht gegen nachvollziehbare Berechnungen, wir wehren uns aber dagegen , dass nicht für die gebeutelten kleinen Kommunen eine Sperrgrenze eingezogen wurde, sozusagen ein Interessenausgleich. Hier bedarf es noch einiger Arbeit, im Sinne unseres Haushaltes.

Im Rat setzt die SPD auf Diskussionen, hat Verständnis für Positionen. Wir meinen aber,  dass das, was die CDU-Fraktion in einigen Punkten bietet, nur schwer nachzuvollziehen ist. Einerseits sind Positionen, die sie unter ihrem abgewählten Bürgermeister mit großer Vehemenz vertreten hat, plötzlich völlig anders. Dies ist umso dramatischer, als gerade die Haushaltssituation alle Fraktionen zwingt, sich in einigen Bereichen neu zu positionieren. Eklatant ist für uns das Herummachen der CDU um die notwendigen Gebührenbeschlüsse im Betriebsausschuss WBL. Die notwendigen, erklärbaren Erhöhungen hat sie mitgetragen. Das ehrt sie. Das hat aber sehr wohl den Unwillen der Lokalpresse heraufbeschworen, die die CDU an ihre Rolle als Oppositionspartei erinnert hat. Das hat die CDU, auch das ehrt sie, nicht so hingenommen und per Presserklärung (da der Text in beiden Zeitungen identisch war, ist wohl von einer solchen auszugehen und nicht von einer Fehlinterpretation der hiesigen Zeitungen), dass man „keine kurzsichtige populistische Politik betreibe“ und „das Ziel einer Haushaltskonsolidierung über Bord werfe“. Auch dieser Weg ist somit lobenswert. Wieso sich  dann aber in wenigen Tagen bis zur Ratssitzung, die Meinung in der CDU so radikal geändert hat, dass die CDU gegen das stimmte, was sie wenige Tage zuvor noch ebenso vehement verteidigt hat, das mag ihr Geheimnis bleiben. Erklärbar war und ist es nicht. War es doch die Presse oder war es in der Tat Populismus. Dass erneut das Heimatmuseum  in die Erklärungsbresche geworfen wurde, verwundert umso mehr. So sollten wir im Rat nicht arbeiten.

Genau dieses Stichwort möchte ich an dieser Stelle aufnehmen. Was haben wir nicht in den letzten Monaten an Umfragen, Befragungen, Meinung bildenden Kommentaren, Stellungnahmen hören müssen. Offensichtlich kann nur der Verzicht auf Investitionen im Heimatmuseum unseren Haushalt nachhaltig retten. Die SPD hat sich immer um Sachlichkeit bemüht, hat dargestellt, warum sie an einer Fortführung eines überragenden Konzeptes mit beschlossener Förderung festhält. 

Die finanzielle Situation hat sich in der Stadt Löhne mit den oben beschriebenen Problemen verschärft, somit hat die SPD sich schon vor den Auskünften der Kommunalaufsicht dafür entschieden, den Ausbau des Heimatmuseums auszusetzen, wohl wissend, dass tiefgreifende Folgen, die wir auch schon immer aufgezeigt haben, nicht ausgeschlossen sind. Keinesfalls werden wir aber zulassen, dass eine sofortige Schließung erfolgt, wie es ja auch schon angedacht wurde. Mit unserem Antrag wollen wir den letzten Strohhalm ergreifen, der uns noch möglich erscheint. Zudem wollen wir nicht in eine Grundsatzdiskussion über freiwillige Leistungen eintreten. In anderen Bundesländern gehört Kultur zu Pflichtaufgaben. Aber in NRW sind ja sogar Ausgaben für Erschließungen von Gewerbegebieten im Grunde nach freiwillige Leistungen.

Wir beantragen, unter der Kenntnis des Nothaushaltes, den Aus- und Umbau des Heimatmuseums zum jetzigen Stand nicht weiter zu verfolgen.

Sollten sich die Haushaltsbedingungen ändern, wird neu beraten. Grundsätzlich hält die Stadt an der Absicht, das Heimatmuseum weiter zu entwickeln, fest.

Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Landschaftsverband Gespräche aufzunehmen mit dem Inhalt, bei einer neuen positiven Entscheidung einen Förderbedarf anerkannt zu bekommen.

Aufgaben in der Stadt Löhne

Ständig in der Diskussion bleibt das Rathausgebäude, wir meinen in  diesem Fall, dass es gut ist, dass es so ist. Wir haben Förderanträge für das Rathaus gestellt, die es uns ermöglichen, im Passivhausstandard umzubauen. Dieses war und ist allein von der Antragstellung bis zur Planung sehr aufwendig wie auch zeitintensiv. Den Verantwortlichen in der Verwaltung ist zu danken, dass es ihnen gelungen ist, hier mit großen Erfolgsaussichten die Dinge auf den Weg zu bringen. Sollten wider Erwarten die Förderungen ausbleiben, dann greift der gefasste Deckelungsbeschluss. Wir gehen aber davon aus, dass der unrühmliche Zustand des Rathauses bald Geschichte sein wird.

Aber die SPD sieht hier auch Ansatzpunkte und Gestaltungsmöglichkeiten. Wir meinen, dass nach der Sanierung des Rathauses durch intensives Raummanagement zu untersuchen ist, ggf. das Jugendamt in den Räumen des Rathauses unterzubringen und die Einrichtung eines Bürgerbüros zu ermöglichen. Dabei sind durchaus Doppel- und Mehrfachnutzungen von Büros, Gruppenkonzepte etc. zu berücksichtigen.

Eine weitere Aufgabe wird die Innenstadt sein. Hier entwickelt sich etwas, das durchaus schon Begehrlichkeiten nach Flächen geweckt hat und das ist gut so. Wir sehen hier einen großen Bereich inklusive des Bahnhofes, der zur weiteren Attraktivität beitragen kann. Aus diesem Grunde haben wir unseren Leitantrag Innenstadtentwicklung formuliert. Mit der zwischenzeitlich angelaufenen Bebauung der Flächen zwischen Alte Bünder Straße und Bün​der  Straße ist ein Meilenstein für die Entwicklung der Innenstadt erreicht worden. Damit kann die In​nenstadt zu einem neuen Treffpunkt für Freizeit, Kultur und Handel werden. Um dieses Ziel zu errei​chen, sollen weitere Entwicklungen in Gang gesetzt werden, die zur Schaffung einer hohen Auf​enthaltsqualität, Attraktivität und eines bisher nicht erreichten Erlebniswertes für alle Altersgruppen beitragen. Stichpunkte  sind Gastronomiebetrieb in der Werretalhalle, Nutzungspotentiale Bahnhof, Ärzteversorgung, Hotelansiedlung.

Wir wissen, dass wir uns im Nothaushalt befinden, daran müssen sich auch hier alle Handlungsstränge orientieren.

Zudem stehen Lösungen für viele Probleme an. Dichtheitsprüfung, Fremdwasserproblematiken, Straßensanierungen, Nagel-Gelände, Südbahntrasse, Gewerbeansiedlungen, wir werden uns gemeinsam vielen Problemen zu stellen haben.

Noch einmal ganz deutlich: Die Situation war noch nie so ernst wie heute, sie bedeutet aber nicht, dass wir unser Handeln aufgeben wollen und dürfen, im Sinne der Bürgerinnen und Bürger!

Für uns ist der Haushaltsentwurf mit dem Haushaltsicherungskonzept alternativlos und wir werden ihm zustimmen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
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